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"Vollzug des Ausländerrechts praxistauglich gestalten - Planungssicherheit für Bayerns Betriebe"
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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Gabi Schmidt, 
Dr. Hans Jürgen Fahn, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Günther 
Felbinger, Thorsten Glauber, Eva Gottstein, Joachim Hanisch, 
Johann Häusler, Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, Peter Meyer, 
Alexander Muthmann, Prof. Dr. Michael Piazolo, Bernhard Pohl, 
Dr. Karl Vetter, Jutta Widmann, Benno Zierer und Fraktion (FREIE 
WÄHLER) 

Vollzug des Ausländerrechts praxistauglich gestalten –   
Planungssicherheit für Bayerns Betriebe 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, die im Innenministeriellen 
Schreiben des Staatsministeriums des Innern, für Bau und Verkehr 
vom 19. Dezember 2016 enthaltenen Vorgaben dahingehend zu än-
dern, dass Anträge auf Erteilung einer Ausbildungsduldung samt Be-
schäftigungserlaubnis, die bis zu sechs Monate vor beabsichtigtem 
Ausbildungsbeginn gestellt werden, von den zuständigen Ausländer-
behörden anerkannt werden können. 

Ziel dabei ist, sowohl den Unternehmen als auch den Auszubildenden 
in spe Planungssicherheit zu verschaffen und die immer noch große 
Motivation beider Seiten zu nutzen. 

 

 

Begründung: 

Im Innenministeriellen Schreiben des Staatsministeriums des Innern, 
für Bau und Verkehr vom 19. Dezember 2016 betreffend den Umgang 
mit Anträgen auf Ausbildungsduldung und Beschäftigungserlaubnis, 
wird festgelegt, dass die zuständigen Ausländerbehörden ausschließ-
lich Anträge bewilligen sollen, bei welchen der beabsichtigte Ausbil-
dungsbeginn nicht ferner als drei Monate in der Zukunft liegt. 

Dass dies mit dem gängigen Verfahren hinsichtlich von Ausbildungs-
verträgen untypisch ist, liegt auf der Hand. Unternehmen benötigen 
zur Planung und Vorbereitung von Ausbildungen mehr Zeit als nur 
drei Monate. Daher sollen künftig gestellte Anträge auf Erteilung einer 
Ausbildungsduldung samt Beschäftigungserlaubnis nach § 60a Abs. 2 
Satz 4 ff des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) von den Ausländerbe-
hörden bewilligt werden können, wenn deren beabsichtigter Ausbil-
dungsbeginn nicht ferner als sechs Monate in der Zukunft liegt. 

Auch in den ehrenamtlichen Helferkreisen Bayerns rief die bisherige 
Restriktion hinsichtlich des Arbeits- und Ausbildungsmarktzugangs für 
Asylbewerberinnen und -bewerber großen Unmut hervor, welcher in 
zahlreichen Demonstrationen dieser Gruppen gipfelte. Es ist im Inte-
resse des Freistaates Bayern, dass weder bei Betrieben, noch bei den 
Helferkreisen die große Motivation willfährig verspielt wird. 



Handzeichen. – SPD, FREIE WÄHLER, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen, bitte! – Das ist 
die CSU-Fraktion. Gibt es Enthaltungen? – Ich sehe 
keine. Damit ist der Antrag abgelehnt.

Wir kommen zurück zum Paket der Dringlichkeitsan-
träge betreffend "Rettungsgasse". Dazu fehlen noch 
die Abstimmungen. Wir beginnen mit den einfachen 
Abstimmungen und machen die namentliche Abstim-
mung dann am Schluss. 

Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksa-
che 17/17009 – das ist der Antrag der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – seine Zustimmung 
geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FREIE WÄHLER, SPD. 
Gegenstimmen, bitte! – Die CSU-Fraktion. Damit ist 
dieser Dringlichkeitsantrag abgelehnt. 

Jetzt kommen wir zum Dringlichkeitsantrag auf Druck-
sache 17/17010 – das ist der Antrag der SPD-Frak-
tion. Wer diesem Antrag zustimmen will, den bitte ich 
um das Handzeichen. – Auch hier wieder: BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN, FREIE WÄHLER, SPD. Ge-
genstimmen! – Die CSU-Fraktion. Gibt es Enthaltun-
gen? – Keine. Dann ist auch dieser Antrag abgelehnt. 

Nun kommen wir zur namentlichen Abstimmung über 
den Dringlichkeitsantrag der CSU-Fraktion auf Druck-
sache 17/16961. Wenn ich das richtig sehe, stehen 
die Urnen bereit. Die letzten 5 Minuten für heute!

(Namentliche Abstimmung von 16.47 bis 
16.52 Uhr)

Meine Damen und Herren, ich schließe die Abstim-
mung. Ich bitte, das Ergebnis noch schnell auszuzäh-
len. Vorher kann ich die Sitzung noch nicht schließen. 

Meine Damen und Herren, ich gebe das Ergebnis der 
namentlichen Abstimmung über den Dringlichkeitsan-
trag der Abgeordneten Kreuzer, Freller, Zellmeier und 
anderer und Fraktion (CSU) betreffend "Rettungsgas-
se noch stärker in das Bewusstsein der Autofahrer rü-
cken", Drucksache 17/16961, bekannt. Mit Ja haben 
124 Abgeordnete gestimmt, mit Nein null, Stimment-
haltungen gab es auch keine. Der Dringlichkeitsantrag 
ist somit einstimmig angenommen.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 4)

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksa-
chen 17/16962 mit 17/16968 und 17/17011 mit 
17/17017 werden in die zuständigen federführenden 
Ausschüsse verwiesen.

Damit darf ich mich für die Mitarbeit bedanken und 
schließe die Sitzung. Ich wünsche ein gutes Nachhau-
sekommen.

(Schluss: 16.55 Uhr)

Plenarprotokoll 17/104 v. 18.05.2017 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 9317



 

17. Wahlperiode 01.06.2017 Drucksache 17/17169 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter 
www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur 
Verfügung. 

 

Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, 
Florian Streibl, Gabi Schmidt u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Drs. 17/16963 

Vollzug des Ausländerrechts praxistauglich gestalten - Pla-
nungssicherheit für Bayerns Betriebe 

I. Beschlussempfehlung: 

Der Antrag wird für erledigt erklärt. 

Berichterstatter: Florian Streibl 
Mitberichterstatter: Karl Straub 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Verfas-
sung, Recht und Parlamentsfragen federführend zugewiesen. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in 
seiner 73. Sitzung am 1. Juni 2017 beraten und für e r l e d i g t  
erklärt. 

Franz Schindler 
Vorsitzender 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures



Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Nun rufe ich Tagesordnungspunkt 7 auf:

Abstimmung

über Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln 

beraten werden (s. Anlage 1)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen für die einzelnen Voten der Frak-

tionen verweise ich auf die Ihnen vorgelegte Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme des jeweiligen Ausschussvotums entsprechend der aufgeleg-

ten Liste einverstanden ist, den bitte ich jetzt um sein Handzeichen. – CSU-Fraktion, 

SPD-Fraktion, FREIE WÄHLER und das BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Die Gegenstim-

men bitte ich anzuzeigen. – Keine Gegenstimmen. – Stimmenthaltungen? – Keine 

Stimmenthaltungen. Kollegin Claudia Stamm schließt sich dem Votum mit an und 

stimmt zu.
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